
 
 
 

Tarifvertrag für die Kraftfahrer und Kraftfahrerinnen des Bundes 
(KraftfahrerTV Bund) 

 

vom 13. September 2005 

 

 

 

 

Zwischen 

 

 

 

der Bundesrepublik Deutschland, 

vertreten durch das Bundesministerium des Innern,  

 

 

 

einerseits 

 

und 

 

 

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 

vertreten durch den Bundesvorstand,  

 

diese zugleich handelnd für  
- Gewerkschaft der Polizei, 
- Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt, 
- Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, 

 

 

andererseits 

 

 

 

wird Folgendes vereinbart: 
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§ 1 

Geltungsbereich 

 

Dieser Tarifvertrag gilt für die unter den TVöD fallenden als Kraftfahrer/Kraftfahrerin 

von Personen- und Lastkraftwagen sowie von Omnibussen beschäftigten Arbeitneh-

mer des Bundes mit Ausnahme  

1. der Kraftfahrer/Kraftfahrerinnen, die zu Auslandsdienststellen entsandt sind 

(§ 45 TVöD  BT-V(Bund)), 

2. der Kraftfahrer/Kraftfahrerinnen, die nicht oder nur gelegentlich über die re-

gelmäßige Arbeitszeit (§ 6 Abs. 1 TVöD) hinaus beschäftigt werden.  

 

Protokollerklärung: 

Ein Kraftfahrer/eine Kraftfahrerin ist dann nicht nur gelegentlich über die regelmäßige 

Arbeitszeit hinaus beschäftigt, wenn er/sie im vorangegangenen Kalenderhalbjahr in 

einem Kalendermonat mindestens 15 Überstunden geleistet hat. Er/Sie bleibt in der 

Pauschalgruppe, wenn er/sie im Durchschnitt des laufenden Kalenderhalbjahres die 

für die jeweilige Pauschalgruppe mindestens erforderliche monatliche Arbeitszeit er-

füllt. Ist der Kraftfahrer/die Kraftfahrerin im vorangegangenen Kalenderhalbjahr infol-

ge Erkrankung oder Unfalls mindestens 3 Monate arbeitsunfähig gewesen, sind auch 

die Überstunden zu berücksichtigen, die er/sie ohne Arbeitsunfähigkeit geleistet hät-

te. 

 

§ 2 

Arbeitszeit, höchstzulässige Arbeitszeit 

 

(1) Die Arbeitszeit umfasst reinen Dienst am Steuer, Vor- und Abschlussarbeiten, 

Wartezeiten, Wagenpflege, Wartungsarbeiten und sonstige Arbeit. Die höchst-

zulässige Arbeitszeit richtet sich grundsätzlich nach den Vorschriften des Ar-

beitszeitgesetzes (ArbZG).  

 

(2) 1Wenn der Kraftfahrer/die Kraftfahrerin schriftlich einwilligt und geeignete Maß-

nahmen zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes getroffen sind, wie ins-

besondere das Recht des Kraftfahrers/der Kraftfahrerin zu einer jährlichen, für 

den Beschäftigten kostenfreien arbeitsmedizinischen Untersuchung bei einem 

vom Arbeitgeber bestimmten Arzt (unbeschadet der Pflichten aus anderen 

Rechtsvorschriften) und/oder die Gewährung eines Freizeitausgleichs möglichst 

durch ganze Tage oder durch zusammenhängende arbeitsfreie Tage zur Rege-

nerationsförderung, kann die höchstzulässige Arbeitszeit im Hinblick auf die in 

ihr enthaltenen Wartezeiten auf bis zu 15 Stunden täglich ohne Ausgleich ver-
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längert werden (§ 7 Abs. 2a ArbZG); sie darf 268 Stunden im Kalendermonat 

ohne Ausgleich nicht übersteigen. 2Gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 3 in Verbindung mit 

Absatz 2a ArbZG wird zugleich die Ruhezeit auf bis zu 9 Stunden verkürzt, 

wenn die ordnungsgemäße Durchführung des betreffenden Fahrdienstes dies 

erfordert. 3Die Kürzung der Ruhezeit ist grundsätzlich bis zum Ende der folgen-

den Woche auszugleichen. 

 

(3) 1Muss die höchstzulässige monatliche Arbeitszeit nach Absatz 2 Satz 1 aus 

zwingenden dienstlichen oder betrieblichen Gründen ausnahmsweise über-

schritten werden, so sind die über 268 Stunden hinausgehenden Stunden im 

Laufe des kommenden oder des darauf folgenden Monats durch Erteilung ent-

sprechender Freizeit auszugleichen, ferner ist der Zeitzuschlag für Überstunden 

nach § 8 Abs. 1 Buchst. a TVöD zu zahlen. 2Die Zahlung einer geldlichen Ent-

schädigung anstelle der Erteilung entsprechender Freizeit ist aus Gründen des 

Gesundheitsschutzes (Absatz 2 Satz 1) unzulässig. 

 

(4) Bei der Prüfung, ob die höchstzulässige monatliche Arbeitszeit nach Absatz 2 

Satz 1 erreicht ist, sind Ausfallzeiten sowie Zeiten eines Freizeitausgleichs nach 

§ 3 Abs. 3 einzurechnen; für einen Ausfalltag sind höchstens 10 Stunden anzu-

setzen. 

 

(5) Die Vorschriften über die höchstzulässige Arbeitszeit und über die Folgen ihrer 

Überschreitung nach Absatz 2 gelten nicht für Zeiten der Teilnahme an Manö-

vern und Übungen (Anhang zu § 46 zum TVöD BT-V (Bund)). 

 

 

Protokollerklärung: 

Die regelmäßige Arbeitszeit des Fahrers/der Fahrerin nach § 6 Abs. 1 TVöD bleibt 

unberührt. Soweit die höchstzulässige Arbeitszeit nach Absatz 2 Satz 1 zweiter 

Halbsatz nicht überschritten wird, ist § 6 Abs. 2 TVöD mit der Maßgabe anwendbar, 

dass bei der Berechnung auf das jeweilige Kalenderhalbjahr abzustellen ist.  

 

§ 3 

Monatsarbeitszeit 

 

(1) Die in einem Kalendermonat im Rahmen von § 2 geleistete Arbeitszeit ist die 

Monatsarbeitszeit. 
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(2) 1Für die Ermittlung der Monatsarbeitszeit gilt als tägliche Arbeitszeit die Zeit 

vom Arbeitsbeginn bis zur Beendigung der Arbeit, gekürzt um die dienstplan-

mäßigen Pausen. 2Bei ununterbrochener dienstlicher Abwesenheit des Fahrers 

/ der Fahrerin von der Dienststelle zwischen 12 und 14 Uhr oder bei einer 

Dienstreise zwischen 6 und 12 Stunden findet keine Kürzung statt, bei einer 

eintägigen Dienstreise über 12 Stunden wird einheitlich eine Kürzung von 30 

Minuten vorgenommen. 

 

(3) Im Falle einer/eines 

• Beurlaubung (§§ 26, 27 TVöD), 

• Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung oder Unfalls, 

• Freistellung von der Arbeit unter Entgeltfortzahlung (§ 29 TVöD), 

• Qualifizierung in überwiegend dienstlichem oder betrieblichen Interesse 

unter Zahlung des Entgelts, 

• Freizeitausgleichs nach § 2 Abs. 3 Satz 1, 

• ganz oder teilweisen Ausfalls wegen der Tätigkeit als Mitglied einer Per-

sonalvertretung / eines Betriebsrates, 

• ganz oder teilweisen Ausfalls infolge eines Wochenfeiertages, 

 sind für jeden Arbeitstag folgende Stunden pauschal anzusetzen: 

a) bei ständiger Verteilung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit auf 5 

Werktage oder wechselnd auf 5 Werktage in je drei Wochen je Kalender-

monat und im Übrigen auf 6 Werktage für: 

Fahrer/Fahrerinnen der Pauschalgruppen I 8,65 Stunden, 

Fahrer/Fahrerinnen der Pauschalgruppen II 9,65 Stunden, 

Fahrer/Fahrerinnen der Pauschalgruppen III 10,65 Stunden, 

Fahrer/Fahrerinnen der Pauschalgruppen IV 11,65 Stunden,  

Chefkraftfahrer/Chefkraftfahrerinnen  11,65 Stunden, 

 

b) bei ständiger Verteilung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit auf 6 

Werktage oder ständig wechselnd auf 6 bzw. 5 Werktage für: 

Fahrer/Fahrerinnen der Pauschalgruppen I 7,65 Stunden, 

Fahrer/Fahrerinnen der Pauschalgruppen II 8,65 Stunden, 

Fahrer/Fahrerinnen der Pauschalgruppen III 9,65 Stunden, 

Fahrer/Fahrerinnen der Pauschalgruppen IV 10,65 Stunden, 

Chefkraftfahrer/Chefkraftfahrerinnen  10,65 Stunden. 

 

(4) 1Jeder Tag einer mehrtägigen Dienstreise oder einer Teilnahme an Manövern 

und Übungen (Anhang zu § 46 zum TVöD BT-V (Bund)) ist mit 12  
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Stunden anzusetzen. 2Für die Berechnung der Zeitzuschläge nach § 4 Abs. 4 

ist bei mehrtägigen Dienstreisen wie folgt zu verfahren: 
3Beginnt die mehrtägige Dienstreise nach 12.00 Uhr, ist für diesen Tag die Zeit 

von 12.00 bis 24.00 Uhr, endet die mehrtägige Dienstreise vor 12.00 Uhr, ist für 

diesen Tag die Zeit von 0.00 bis 12.00 Uhr, für alle übrigen Tage die Zeit von 

8.00 bis 20.00 Uhr anzusetzen. 

 

(5) Bei Arbeitsbefreiung (§ 29 TVöD) oder Beurlaubung (§ 28 TVöD) ohne Entgelt-

fortzahlung werden die Stunden angesetzt, die der Fahrer / die Fahrerin ohne 

diese Ausfallsgründe innerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit (§ 6 Abs. 1 TVöD) 

geleistet hätte. 

 

Protokollerklärung zu den Absätzen 3 und 4: 

1. Zur Tätigkeit als Mitglied einer Personalvertretung/eines Betriebsrates gemäß 

Absatz 3 gehören auch mehrtägige Reisen gemäß § 44 Abs. 1 Satz 2 Bun-

despersonalvertretungsgesetz / § 40 Abs. 1 Betriebsverfassungsgesetz, die 

zur Erfüllung der Personalrats/Betriebsratsaufgaben notwendig sind. 

2. Eine mehrtägige Dienstreise gemäß Absatz 4 liegt vor, wenn sie nach Ablauf 

des Kalendertages endet, an dem sie begonnen hat. Der Pauschalansatz von 

12 Stunden gilt auch für den Kalendertag, an dem eine mehrtägige Dienstrei-

se beginnt oder endet und an dem weitere Arbeit geleistet wird bzw. eine wei-

tere Dienstreise geendet hat oder beginnt. 

 

§ 4 

Pauschalentgelt 

 

(1) Für die Kraftfahrer / Kraftfahrerinnen wird ein Pauschalentgelt festgesetzt, mit 

dem das Tabellenentgelt (§ 15 Abs. 1 TVöD) sowie das Entgelt für Überstunden 

und Zeitzuschläge für Überstunden (§ 8 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a TVöD) abge-

golten sind.  

 

(2) 1Die Höhe des Pauschalentgelts bemisst sich nach der durchschnittlichen Mo-

natsarbeitszeit (§ 3) im vorangegangenen Kalenderhalbjahr in der jeweiligen 

Pauschalgruppe (§ 5) der Entgeltgruppe. 2Bei Fahrern/Fahrerinnen, die zu einer 

anderen Dienststelle versetzt werden, richtet sich die Höhe des Pauschalent-

gelts bis zum Schluss des laufenden Kalenderhalbjahres nach der Monatsar-

beitszeit (§ 3) im jeweiligen Kalendermonat bei der neuen Dienststelle.  
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(3) Die Beträge des Pauschalentgelts ergeben sich aus den Anlagen 1 und 2 zu 

diesem Tarifvertrag.  

 

(4) Neben dem Pauschalentgelt werden für die Inanspruchnahme an Sonntagen, 

gesetzlichen Wochenfeiertagen, Vorfesttagen, in der Nacht und an Samstagen 

Zeitzuschläge nach Maßgabe des § 8 Abs. 1 TVöD gezahlt. 

 

(5) 1Die Pauschalentgelte werden um denselben Vomhundertsatz verändert, um 

den sich die Tabellenentgelte bei einer allgemeinen Entgelterhöhung verän-

dern. 2Die Tarifvertragsparteien werden diese Anpassung zum Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens einer allgemeinen Entgelterhöhung ohne Kündigung verein-

baren. 

 

§ 5 

Pauschalgruppen 

 

(1) Entsprechend ihrer Monatsarbeitzeit (§ 3) sind die Kraftfahrer/Kraftfahrerinnen 

folgenden Pauschalgruppen zugeordnet: 

• Pauschalgruppe I  

bei einer Monatsarbeitszeit ab 185 bis 196 Stunden, 

• Pauschalgruppe II  

bei einer Monatsarbeitszeit über 196 bis 221 Stunden, 

• Pauschalgruppe III  

bei einer Monatsarbeitszeit über 221 bis 244 Stunden, 

• Pauschalgruppe IV  

bei einer Monatsarbeitszeit über 244 bis 268 Stunden, 

• Chefkraftfahrer/Chefkraftfahrerinnen  

bei einer Monatsarbeitszeit bis 288 Stunden. 

 

(2) Chefkraftfahrer/Chefkraftfahrerin ist ausschließlich der/die persönliche Kraftfah-

rer/Kraftfahrerin: 

a) des Bundespräsidenten / der Bundespräsidentin, 

b) des Präsidenten / der Präsidentin des Bundestages und seiner / ihrer 

Stellvertreter,  

c) des Präsidenten / der Präsidentin des Bundesrates, 

d) des Bundeskanzlers / der Bundeskanzlerin,  

e) der Bundesminister / der Bundesministerinnen, 

f) der Staatssekretäre / der Staatssekretärinnen, 

g) des Präsidenten / der Präsidentin beim Bundesverfassungsgericht, 
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h) der Präsidenten / der Präsidentinnen der obersten Gerichtshöfe des 

Bundes, 

i) des Präsidenten / der Präsidentin des Bundesrechnungshofes, 

k) des / der Wehrbeauftragten des Bundestages, 

l) des Generalinspekteurs / der Generalinspekteurin der Bundeswehr. 

 

(3) 1Die höchstzulässige Arbeitszeit der Chefkraftfahrer/Chefkraftfahrerinnen soll 

288 Stunden im Monat nicht überschreiten. 2§ 2 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 
3§ 2 Abs. 4 gilt mit der Maßgabe, dass die Stundensätze der Pauschalgruppe IV 

zugrunde zu legen sind. 4Das Pauschalentgelt der Chefkraftfah-

rer/Chefkraftfahrerinnen wird nur für die Zeit der tatsächlichen Dienstleistung als 

Chefkraftfahrer/ Chefkraftfahrerin gewährt. 

 

(4) 1Für den Fahrer/Fahrerin, der einen Chefkraftfahrer/eine Chefkraftfahrerin für 

mindestens einen vollen Arbeitstag vertritt, erhöht sich sein/ihr Pauschalentgelt 

für die Dauer der Vertretung um den Unterschiedsbetrag zwischen dem Pau-

schalentgelt, das er/sie als Fahrer/Fahrerin der Pauschalgruppe IV, und dem 

Pauschalentgelt, das er/sie als Chefkraftfahrer/Chefkraftfahrerin erhalten würde. 
2§ 6 gilt entsprechend. 3Bei Vertretung für die Zeit eines vollen Kalendermonats 

gilt Absatz 3 Sätze 1 und 2 entsprechend. 4Bei Vertretung für einzelne Ar-

beitstage erhöht sich die höchstzulässige Arbeitszeit des Kalendermonats (§ 2 

Abs. 2) für jeden Arbeitstag um eine Stunde, höchstens jedoch auf 288 Stunden 

im Kalendermonat; § 2 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

 

§ 6 

Anteiliges Pauschalentgelt 

 

Endet das Arbeitsverhältnis im Laufe eines Kalendermonats oder steht das Pau-

schalentgelt aus einem sonstigen Grunde nicht für den ganzen Kalendermonat zu, 

wird nur der Teil des Pauschalentgelts gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum ent-

fällt. 

 

Protokollerklärung: 

Ein sonstiger Grund im Sinne dieser Vorschrift ist auch die Teilnahme an Manövern 

und Übungen (Anhang zu § 46 zum TVöD BT-V (Bund)).  

 

§ 7 

Sicherung des Pauschalentgelts 
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(1) Kraftfahrer/Kraftfahrerinnen mit mindestens fünfjähriger ununterbrochener Be-

schäftigung nach diesem Tarifvertrag und/oder dem Tarifvertrag für die Kraft-

fahrer des Bundes vom 5. April 1965 und/oder dem Tarifvertrag für die Kraftfah-

rer des Bundes im Geltungsbereich des MTArb-O vom 8. Mai 1991, die infolge 

eines Unfalles, welcher nach In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages in Ausübung 

oder infolge der Arbeit ohne Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit erlitten wurde, 

nicht mehr als Kraftfahrer/Kraftfahrerin weiterbeschäftigt werden, erhalten eine 

persönliche Zulage. 

 

(2) 1Die Zulage wird in Höhe der Differenz zwischen dem Pauschalentgelt aus der 

nächst niedrigeren Pauschalgruppe als der, der der Kraftfahrer / die Kraftfahre-

rin zuletzt in der bisherigen Tätigkeit angehört hat, und dem durchschnittlichen 

Tabellenentgelt der ersten drei vollen Kalendermonate in der neuen Tätigkeit 

einschließlich bezahlte Überstunden gewährt, sofern dieses geringer ist. 
2Gehörte der Kraftfahrer/die Kraftfahrerin in den letzten zwei Jahren in der bis-

herigen Tätigkeit mehr als ein halbes Jahr einer niedrigeren Pauschalgruppe 

an, tritt an die Stelle der nächst niedrigeren die unmittelbar unter der nächst 

niedrigeren liegende Pauschalgruppe.  

 

(3) 1Die Zulage vermindert sich nach Ablauf von jeweils einem Jahr um ein Drittel 

der ursprünglichen Höhe. 2War der Kraftfahrer / die Kraftfahrerin mehr als zehn 

Jahre ununterbrochen als Kraftfahrer/Kraftfahrerin im Sinne dieses Tarifvertra-

ges und/oder des Tarifvertrages für die Kraftfahrer des Bundes vom 5. April 

1965 und/oder des Tarifvertrages für die Kraftfahrer des Bundes im Geltungs-

bereich des MTArb-O vom 8. Mai 1991 beschäftigt, vermindert sich die Zulage 

um 15 v.H. 3War er/sie mehr als 20 Jahre ununterbrochen als Kraftfah-

rer/Kraftfahrerin im Sinne dieses Tarifvertrages, des Tarifvertrages für die Kraft-

fahrer des Bundes vom 5. April 1965 oder des Tarifvertrages für die Kraftfahrer 

des Bundes im Geltungsbereich des MTArb-O vom 8. Mai 1991 beschäftigt, 

wird ein Restbetrag von 30 v.H. des Ausgangsbetrages der Zulage nicht abge-

baut. 4Steht zu einem späteren Zeitpunkt erneut ein Pauschalentgelt nach die-

sem Tarifvertrag zu, werden die Mehrbeträge auf die Zulage angerechnet. 

 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend 

a) für Fahrer/Fahrerinnen nach zehnjähriger ununterbrochener Beschäftigung 

als Fahrer/Fahrerin bei demselben Arbeitgeber, davon die letzten fünf Jahre 

als Fahrer/Fahrerin im Sinne dieses Tarifvertrages und/oder des Tarifver-

trages für die Kraftfahrer des Bundes vom 5. April 1965 und/oder des Tarif-

vertrages für die Kraftfahrer des Bundes im Geltungsbereich des MTArb-O 
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vom 8. Mai 1991 wenn die Leistungsminderung durch eine Gesundheits-

schädigung hervorgerufen wurde, die durch fortwirkende schädliche Ein-

flüsse der Arbeit eingetreten ist, 

b) für mindestens 55 Jahre alte Fahrer/Fahrerinnen nach fünfzehnjähriger un-

unterbrochener Beschäftigung als Fahrer/Fahrerin bei demselben Arbeitge-

ber, davon die letzten fünf Jahre als Fahrer/Fahrerin im Sinne dieses Tarif-

vertrages und/oder des Tarifvertrages für die Kraftfahrer des Bundes vom 5. 

April 1965 und/oder des Tarifvertrages für die Kraftfahrer des Bundes im 

Geltungsbereich des MTArb-O vom 8. Mai 1991, wenn die Leistungsminde-

rung der Abnahme der körperlichen Kräfte und Fähigkeiten infolge langjäh-

riger Arbeit verursacht wurde, 

c) für Fahrer/Fahrerinnen nach fünfundzwanzigjähriger ununterbrochener Be-

schäftigung als Fahrer/Fahrerin bei demselben Arbeitgeber, davon die letz-

ten fünf Jahre als Fahrer/Fahrerin im Sinne dieses Tarifvertrages und/oder 

des Tarifvertrages für die Kraftfahrer des Bundes vom 5. April 1965 

und/oder des Tarifvertrages für die Kraftfahrer des Bundes im Geltungsbe-

reich des MTArb-O vom 8. Mai 1991, wenn die Leistungsminderung durch 

Abnahme der körperlichen Kräfte und Fähigkeiten infolge langjähriger Ar-

beit verursacht wurde. 

 

 

§ 8 

Übergangsvorschrift für am 30. September 2005 / 1. Oktober 2005 

vorhandenen Kraftfahrer/Kraftfahrerinnen 

 

(1) Für die am 30. September 2005 vorhandenen Kraftfahrer/Kraftfahrerinnen, de-

ren Arbeitsverhältnisse zum Bund über den 30. September 2005 hinaus fortbe-

stehen und die am 1. Oktober 2005 unter den Geltungsbereich des TVöD fallen, 

gelten die nachfolgenden besonderen Regelungen. 

 

(2) 1Ein Kraftfahrer/eine Kraftfahrerin ist dann nicht nur - im Sinne des § 1 - gele-

gentlich über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus beschäftigt, wenn er/sie im vo-

rangegangenen Kalenderhalbjahr in mehr als 6 Wochen Überstunden geleistet 

hat. 2Ist der Kraftfahrer/die Kraftfahrerin im vorangegangenen Kalenderhalbjahr 

infolge Erkrankung oder Unfalls mindestens 3 Monate arbeitsunfähig gewesen, 

sind auch die Überstunden zu berücksichtigen, die er/sie ohne Arbeitsunfähig-

keit geleistet hätte. 
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(3) Die Beträge des Pauschalentgelts ergeben sich aus den Anlagen 3 und 4 zu 

diesem Tarifvertrag.  

 

(4) Abweichend von § 5 Abs. 1 beläuft sich die Monatsarbeitzeit (§ 3) bei Pau-

schalgruppe I ab 170 bis 196 Stunden. 

 

(5) Für die seit dem 31. Januar 1977 von dem Tarifvertrag für die Kraftfahrer des 

Bundes vom 5. April 1965 erfassten Fahrer/Fahrerinnen gilt als Besitzstand die 

Regelung in Anlage A.  

 

Protokollerklärung zu § 8 Abs. 1 bis 4 

Vorhandene Kraftfahrer/Kraftfahrerinnen im Sinne dieser Vorschrift sind alle über den 

30. September 2005 hinaus beim Bund beschäftigten Fahrer/Fahrerinnen, unabhän-

gig davon, ob sie in den Geltungsbereich des Tarifvertrages für die Kraftfahrer des 

Bundes vom 5. April 1965 oder des Tarifvertrages für die Kraftfahrer des Bundes im 

Geltungsbereich des MTArb-O vom 8. Mai 1991 gefallen sind. 

 

§ 9 

Überleitungs- und Besitzstandsregelung 

 

(1) 1Die Überleitung der Kraftfahrer/Kraftfahrerinnen, die unter den Geltungsbereich 

des Tarifvertrages zur Überleitung der Beschäftigten des Bundes in den TVöD 

und zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-Bund) fallen, am 1. Oktober 2005 

bestimmt sich nach dem vorgenannten Tarifvertrag. 2Die dem Pauschallohn zu 

Grunde liegende Lohngruppe bildet die Grundlage für die Zuordnung nach den 

§§ 4 ff. TVÜ.  

 

(2) In die Pauschalentgelttabelle (§ 8 Abs. 3) werden sie am 1. Oktober 2005 auf 

der Grundlage der am 30. September 2005 zustehenden Lohngruppe und der 

erreichten Jahre in den Lohnstufen der jeweiligen Anlage 3 zum Tarifvertrag für 

die Kraftfahrer des Bundes vom 5. April 1965 bzw. zum Tarifvertrag für die 

Kraftfahrer des Bundes im Geltungsbereich des MTArb-O vom 8. Mai 1991 ü-

bergeleitet.  

 

§ 10 

In-Kraft-Treten 
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(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Oktober 2005 in Kraft und ersetzt den Tarifvertrag 

für die Kraftfahrer des Bundes vom 5. April 1965 und den Tarifvertrag für die 

Kraftfahrer des Bundes im Geltungsbereich des MTArb-O vom 8. Mai 1991. 

 

(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von 3 Monaten zum Schluss eines Ka-

lendervierteljahres schriftlich gekündigt werden. 

 

 

Anlage A 

 

(1) Die am 31. Januar 1977 von § 8 des Tarifvertrages vom 5. April 1965 erfassten 

Fahrer/Fahrerinnen erhalten mit Wirkung vom 1. Februar 1977 für die Dauer ih-

res bestehenden Arbeitsverhältnisses, solange sie ununterbrochen unter die 

Tarifverträge vom 5. April 1965 und 24. August 2005 fallen, eine monatlich zu 

berechnende nicht zusatzversorgungspflichtige Besitzstandszulage nach fol-

genden Maßgaben: 

 

Ist die monatliche Summe der Zeitzuschläge nach § 4 Abs. 4 niedriger als  

bei einem Fahrer/einer Fahrerin der Entgeltgruppe 4 

in Pauschalgruppe I der Betrag in Höhe von  38,35 €, 

in Pauschalgruppe II der Betrag in Höhe von  63,91 €, 

in den Pauschalgruppen III und IV der Betrag 

in Höhe von       76,69 €, 

bei einem Fahrer/einer Fahrerin der Entgeltgruppe 5 

in Pauschalgruppe I der Betrag in Höhe von  40,90 €, 

in Pauschalgruppe II der Betrag in Höhe von  66,47 €, 

in den Pauschalgruppen III und IV der Betrag 

in Höhe von       79,25 €, 

bei einem Chefkraftfahrer/einer Chefkraftfahrerin  

der Betrag in Höhe von     97,15 €, 

wird als Besitzstandszulage der jeweilige Unterschiedsbetrag gezahlt.  

 

Für die Berechnung des Unterschiedsbetrages sind gegenüberzustellen der Be-

trag der Pauschalgruppe, in der sich der Fahrer/die Fahrerin in dem betreffen-

den Monat befindet, und die Summe der Zeitzuschläge nach § 4 Abs. 4, die 

sich nach § 8 Abs. 1 TVöD für diesen Monat ergibt. 

 

(2) Auf die für die Berechnung der Besitzstandszulage nach Absatz 1 maßgeben-

den festen Beträge ist § 6 entsprechend anzuwenden. 
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(3) Die Besitzstandszulage nach Absatz 1 ist bei der Fortzahlung des Entgelts nach 

§ 26 Abs. 1 Satz 1 TVöD zu berücksichtigen. 

 

(4) Die Besitzstandszulage nach Absatz 1 ist in die Berechnung der persönlichen 

Zulage nach § 7 einzubeziehen. Der entsprechende Teilbetrag der persönlichen 

Zulage ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 

 

 

Berlin, den 13. September 2005 

 

 

 

 

 

 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 

Der Bundesminister des Innern 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für die 

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft: 

Der Bundesvorstand 
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Niederschriftserklärung 
 

 

 

Zu § 4:  

 

Die Tarifvertragsparteien erklären, dass die Festlegung der Beträge für die Pau-

schalgruppe der Entgeltgruppe 4 auf der Grundlage der Zuordnung der Fahrer mit 

Tätigkeiten der derzeitigen Lohngruppe 4 mit Aufstieg nach Lohngruppe 4a und die 

der Beträge der Pauschalgruppe der Entgeltgruppe 5 auf der Grundlage der Zuord-

nung der Fahrer mit Tätigkeiten der derzeitigen Lohngruppe 5 mit Aufstieg nach 

Lohngruppe 5a erfolgt ist (Geschäftsgrundlage). 

 


